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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe 7.Â April 2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung einer Leistung zur stationÃ¤ren
medizinischen Rehabilitation.

Die 1974 geborene KlÃ¤gerin ist als Industriekauffrau bei den S1 in Teilzeit (derzeit
31,5 Stunden/ Woche) versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Sie erzieht ihren 2005
geborenen Sohn allein.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 16.03.2020 bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer
Leistung zur medizinischen Rehabilitation. Sie leide unter psychischen Belastungen,
Kopfschmerzen, sei abgeschlagen und antriebslos. Sie gab u.a. an, seit November
2017 vier Mal arbeitsunfÃ¤hig krank gewesen zu sein, wovon eine
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ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund einer Operation eingetreten war. Die restlichen
Krankmeldungen erfolgten jeweils nur fÃ¼r zwei bis vier Tage am StÃ¼ck. Sie
wÃ¼nsche eine gemeinsame MaÃ�nahme mit ihrem Sohn, der ebenfalls eine Reha
beantragt habe. Ihrem Antrag fÃ¼gte sie verschiedene Unterlagen bei, u.a. eine
Bescheinigung der M1 (Ã�rztin des Sohnes der KlÃ¤gerin), die eine Rehabilitation
von Mutter und Kind zur Besserung der hÃ¤uslichen Situation fÃ¼r notwendig hielt.
Es gelte, adÃ¤quate Kommunikationsmuster zu implementieren und das Mutter-
Sohn-VerhÃ¤ltnis zu stÃ¤rken. Die Sozial- und JugendbehÃ¶rde der Stadt K1
bescheinigte, in einem gemeinsamen GesprÃ¤ch mit dem Kinderarzt sei eine Reha
empfohlen worden, was befÃ¼rwortet werde. Die P1 erklÃ¤rte, dass es medizinisch
notwendig sei, durch die gemeinsame Reha die Mutter-Sohn-Beziehung zu stÃ¤rken
und eine langfristig stabile Situation fÃ¼r beide zu schaffen. Die HausÃ¤rztin der
KlÃ¤gerin befÃ¼rwortete in einem Ã�rztlichen Attest vom 18.05.2020 ebenfalls die
DurchfÃ¼hrung einer gemeinsamen RehabilitationsmaÃ�nahme von Mutter und
Sohn.

Die Beklagte lehnte den Antrag der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 06.04.2020 (Bl. 29
VA) ab. Die festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen Erziehungsschwierigkeiten und
ErschÃ¶pfung hÃ¤tten keine erhebliche GefÃ¤hrdung oder Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit zur Folge. Es liege auch kein Rehabilitationsbedarf nach den
Vorschriften des Neunten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IX) vor. Erforderlich
und empfehlenswert sei eine ambulante nervenÃ¤rztliche Therapie.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und trug vor, eine gemeinsame Reha
mit ihrem Sohn an einem anderen Ort als dem Wohnort werde von allen Seiten,
behandelnden Ã�rzten, Kinderpsychologen und Jugendamt, befÃ¼rwortet. Ihrem
Sohn sei bereits eine Reha an der Nordsee bewilligt worden.

Die KlÃ¤gerin wurde daraufhin im Auftrag der Beklagten von der E1 am 23.06.2020
untersucht. Diese stellte in ihrem Gutachten vom selben Tag (Bl. 38ff./43ff. LSG-
Akte) folgende Diagnose: ErschÃ¶pfungszustand. Die Gutachterin schilderte hierin
weiter nach persÃ¶nlicher Untersuchung der KlÃ¤gerin und Auswertung der
vorgelegten Unterlagen die Vorgeschichte der seit November 2019 aufgetretenen
Erziehungsschwierigkeiten mit dem jetzt 14-jÃ¤hrigen Sohn sowie Belastungen aus
der Vergangenheit durch den Ex-Ehemann und Vater des Sohnes, der keinen
Unterhalt zahle und beide terrorisiere. Der Sohn sei aggressiv und zerstÃ¶re zu
Hause Sachen. Die Ã¼bers Jugendamt geplante Familientherapie habe wegen
Corona noch nicht beginnen kÃ¶nnen. Die jetzt 46- jÃ¤hrige Probandin leide daher
seit mehreren Monaten unter ErschÃ¶pfungszustÃ¤nden. Im Vordergrund der
Symptomatik stÃ¼nden SchlafstÃ¶rungen, eine GrÃ¼belneigung,
VersagensÃ¤ngste und ZukunftsÃ¤ngste. Es lÃ¤gen auf psychiatrischem Fachgebiet
keine schwerwiegenden EinschrÃ¤nkungen der kognitiven Funktionen, des Antriebs
oder der Belastbarkeit vor, die die ErwerbsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigen. Eine
psychiatrische oder psychotherapeutische Behandlung habe bislang nicht
stattgefunden. Die Gutachterin fÃ¼hrt weiter aus, dass sie eine ambulante Therapie
fÃ¼r den Sohn sowie die bereits geplante Familientherapie fÃ¼r notwendig erachte.
Eine medizinische Rehabilitationsbehandlung sei nicht erforderlich. Die KlÃ¤gerin
sei in der Lage, ihrer bisherigen TÃ¤tigkeit oder einer entsprechenden TÃ¤tigkeit
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auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt weiterhin sechs Stunden und mehr pro Tag
nachzugehen.

Die Beklagte wies daraufhin mit Widerspruchsbescheid vom 05.08.2020 den
Widerspruch unter Bezugnahme auf das Gutachten von E1 zurÃ¼ck. FÃ¼r den
diagnostizierten ErschÃ¶pfungszustand sei eine regelmÃ¤Ã�ige nervenÃ¤rztliche
Mitbehandlung bzw. Richtlinienpsychotherapie angezeigt.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 13.08.2020 beim Sozialgericht (SG) Karlsruhe Klage
erheben lassen und verfolgt ihr Begehren weiter. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie vor,
sie leide unter psychogener ErschÃ¶pfung, MigrÃ¤ne, Versagens- und
ZukunftsÃ¤ngsten, SchlafstÃ¶rungen, GrÃ¼belneigung. Hierdurch sei ihre
ErwerbsfÃ¤higkeit erheblich gefÃ¤hrdet. Durch Leistungen zur stationÃ¤ren
medizinischen Rehabilitation kÃ¶nne eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
voraussichtlich abgewehrt werden. Eine ambulante nervenÃ¤rztliche
Mitbehandlung/Richtlinienpsychotherapie sei nicht ausreichend.

Die Beklagte ist dem Begehren unter Bezugnahme auf das im Verwaltungsverfahren
eingeholte Gutachten entgegengetreten.

Das SG hat weiter Beweis erhoben durch die Einholung sachverstÃ¤ndiger
ZeugenauskÃ¼nfte. Der behandelnde S2 hat am 20.07.2021 mitgeteilt, die
KlÃ¤gerin im Jahr 2019 an zwei Terminen wegen eines Zervikothorakalsyndrom mit
segmentalen FunktionsstÃ¶rungen; Kreuzschmerzen und einer Knochenzyste Hand
li. behandelt zu haben (Bl. 47 SG-Akte).

Der A1 hat am 09.09.2021 einen Krankenblattauszug fÃ¼r die Zeit vom 01.08.19
bis 07.09.21 vorgelegt (Bl. 58/ 59 SG-Akte), aus dem sich
NasennebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndungen im Oktober 2019 und Dezember 2020 mit
jeweils kurzzeitiger ArbeitsunfÃ¤higkeit ergeben haben.
Die behandelnde G1 hat am 17.12.2021 (Bl. 67 SG-Akte) ebenfalls einen
Krankenblattauszug vorgelegt. Hieraus ergibt sich fÃ¼r die Zeit vom 01.08.2019 bis
29.08.2021, dass die HausÃ¤rzte von der KlÃ¤gerin mehrfach wegen verschiedener
Beschwerden aufgesucht worden sind, auch wegen Erziehungsschwierigkeiten und
psychogener ErschÃ¶pfung. Sie habe sich als psychisch deutlich belastet durch die
familiÃ¤re Situation beschrieben. Sie wirke erschÃ¶pft und angespannt. Es
bestÃ¼nden starke Probleme mit dem Sohn. Er eskaliere nur noch. Der letzte
Eintrag in der Behandlungskartei berichtete, die KlÃ¤gerin sei am Vortag aus der
6-wÃ¶chigen Reha zurÃ¼ckgekommen, die sie als Begleitperson ihres Sohnes
durchgefÃ¼hrt habe. Eine Amitryptilintherapie sei von April bis Juli 2004
durchgefÃ¼hrt worden. Eine Psychotherapie werde nicht durchgefÃ¼hrt.

Nach vorheriger AnhÃ¶rung hat das SG die Klage mit Gerichtsbescheid vom
07.04.2022 abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf die beantragte
stationÃ¤re medizinische Rehabilitation. GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 S. 1
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) erbÃ¤chten die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, um den
Auswirkungen einer Krankheit oder einer kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen
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Behinderung auf die ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten vorzubeugen,
entgegenzuwirken oder sie zu Ã¼berwinden und dadurch BeeintrÃ¤chtigungen der
ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten oder ihr vorzeitiges Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben zu verhindern oder sie mÃ¶glichst dauerhaft in das Erwerbsleben
wiedereinzugliedern. GemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs. 1 SGB VI hÃ¤tten u. a. Versicherte die
persÃ¶nlichen Voraussetzungen hierfÃ¼r erfÃ¼llt, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen
Krankheit oder kÃ¶rperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung erheblich
gefÃ¤hrdet oder gemindert sei und bei denen voraussichtlich bei erheblicher
GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit durch
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben
abgewendet werden kÃ¶nne.
Ob die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin erheblich gefÃ¤hrdet oder gemindert sei,
kÃ¶nne offen bleiben. In dem schlÃ¼ssigen Gutachten der E1, das im Wege des
Urkundenbeweises verwertet worden sei, habe diese eine erhebliche GefÃ¤hrdung
oder Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit verneint. Zwar leide die KlÃ¤gerin unter
einem ErschÃ¶pfungszustand mit SchlafstÃ¶rungen, GrÃ¼belneigung,
VersagensÃ¤ngsten und ZukunftsÃ¤ngsten. Diese fÃ¼hrten aber nach den gut
nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen von E1 nicht zu schwerwiegenden
EinschrÃ¤nkungen der kognitiven Funktionen, des Antriebs oder der Belastbarkeit,
die die ErwerbsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigen. Der geltend gemachte Anspruch
scheitere jedenfalls daran, dass die KlÃ¤gerin nicht die bestehenden
Behandlungsoptionen wie ambulante fachpsychiatrische Behandlung,
Psychotherapie und medikamentÃ¶se Therapie sowie stationÃ¤re
psychosomatische Krankenhausbehandlung in Anspruch genommen habe. Erst
wenn diese erschÃ¶pft seien, bestehe Anspruch auf eine stationÃ¤re Reha.
Hinsichtlich der familiÃ¤ren Belastungssituation mit Erziehungsschwierigkeiten sei
eine ambulante Familientherapie vorrangig durchzufÃ¼hren. Wegen der nicht
ansatzweise ausgeschÃ¶pften ambulanten Behandlungsoptionen und deren Vorrang
gegenÃ¼ber einem Anspruch auf stationÃ¤re Reha bestehe dieser auch nicht nach
den Vorschriften anderer RehabilitationstrÃ¤ger.

Gegen den ihrem BevollmÃ¤chtigten am 07.04.2022 zugestellten Gerichtsbescheid
hat die KlÃ¤gerin am 09.05.2022, einem Montag, Berufung zum Landessozialgericht
(LSG) Baden-WÃ¼rttemberg erheben lassen. Zur BegrÃ¼ndung wird im
Wesentlichen der Vortrag aus der KlagebegrÃ¼ndung wiederholt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 7.
April 2022 und den Bescheid Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  der Beklagten vom 6. April 2020
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5.Â AugustÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
2020 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin Leistungen zur
stationÃ¤ren Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  medizinischen Rehabilitation zu gewÃ¤hren.

die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie verweist zur BegrÃ¼ndung auf die angefochtene Entscheidung, die nach wie vor
zutreffend sei. Weitere Ermittlungen halte man nicht fÃ¼r notwendig.

Die Berichterstatterin hat mit den Beteiligten am 17.05.2023 einen Termin zur
ErÃ¶rterung des Sachverhaltes durchgefÃ¼hrt. Die KlÃ¤gerin hat in diesem Termin
(auf Nachfrage) zunÃ¤chst angegeben, dass ihrem Sohn eine
RehabilitationsmaÃ�nahme gewÃ¤hrt worden sei. Hier sei sie aber nur als
Begleitperson dabei gewesen. Auf weitere Frage hat sie erklÃ¤rt, dass sie nicht in
fachpsychiatrischer Behandlung oder psychotherapeutischer Behandlung sei. Sie
habe auch eher das GefÃ¼hl, dass ihr eine ambulante Therapie nichts bringe. Sie
denke, dass sie aus dem gewohnten Umfeld rausgenommen werden mÃ¼sse und
erhoffe sich durch die RehamaÃ�nahme dann weitere AnsÃ¤tze. Eine
Familientherapie Ã¼ber das Jugendamt sei ebenfalls bislang nicht durchgefÃ¼hrt
worden. Die KlÃ¤gerin hat weiter auf Nachfrage angegeben, dass sie derzeit 31,5
Stunden pro Woche arbeite und dass seit Reha-Antragstellung keine lÃ¤ngeren
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten eingetreten seien. Wegen der weiteren Einzelheiten wird
auf die Sitzungsniederschrift verwiesen.
Mit Schreiben vom 14.07.2023 hat die KlÃ¤gerin mitteilen lassen, die habe nunmehr
einen Therapeuten gefunden hat, der noch Patienten aufnehme. Am 20.07.2023
werde die KlÃ¤gerin einen Termin fÃ¼r den August 2023 bekommen.

Die KlÃ¤gerin ist daraufhin mit Schreiben vom 17.07.2023 darauf hingewiesen
worden, dass weitere Ermittlungen von Amts wegen nicht beabsichtigt seien und
das Verfahren zur Terminierung vorgemerkt sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten erster und zweiter
Instanz sowie die Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist statthaft und auch
im Ã�brigen zulÃ¤ssig. BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde liegen nicht vor (Â§ 144
SGG). Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet.

Der angefochtene Gerichtsbescheid des SG vom 07.04.2022 und der Bescheid vom
06.04.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05.08.2020 sind
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat
gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Leistungen zur stationÃ¤ren medizinischen
Rehabilitation.

Das SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils zutreffend
die rechtlichen Grundlagen fÃ¼r die hier von der KlÃ¤gerin begehrte
RehabilitationsmaÃ�nahme (Â§Â§ 9,10Â SGB VI) dargelegt und zutreffend
ausgefÃ¼hrt, dass ein Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
nicht besteht. Der Senat schlieÃ�t sich dem nach eigener PrÃ¼fung
uneingeschrÃ¤nkt an, sieht deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde weitgehend ab und weist die Berufung aus
den GrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheides zurÃ¼ck.
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ErgÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass der Senat auch nach dem Vortrag im
Berufungsverfahren schon nicht davon Ã¼berzeugt ist, dass bei der KlÃ¤gerin eine
GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit gegeben ist. Eine solche
ergibt sich weder aus dem im Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten noch
aus den Aussagen der behandelnden Ã�rzte im erstinstanzlichen Verfahren. E2
konnte auf psychiatrischem Fachgebiet keine schwerwiegenden EinschrÃ¤nkungen
feststellen und hat folgerichtig kein Erfordernis einer stationÃ¤ren
RehabilitationsmaÃ�nahme gesehen. Die behandelnden Ã�rzte haben ebenfalls
keine schwerwiegenden EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
bescheinigt. Auch aus dem weiteren Verlauf seit Antragstellung ergibt sich nichts
anderes. Eine ambulante fachÃ¤rztliche psychiatrische Behandlung/ Psychotherapie
fand bislang nicht statt. Die empfohlenen (ambulanten) MaÃ�nahmen der
Familientherapie/ UnterstÃ¼tzung durch das Jugendamt bei der Erziehung des
Sohnes wurden nicht wahrgenommen. Selbst aus den von der KlÃ¤gerin mit dem
Rehaantrag vorgelegten Unterlagen ergibt sich nichts anderes. Hierin wird zwar die
DurchfÃ¼hrung einer RehabilitationsmaÃ�nahme empfohlen, es werden aber keine
Erkrankungen der KlÃ¤gerin beschrieben, aus der sich eine GefÃ¤hrdung der
ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ergibt. Vielmehr wurde der Rehaantrag im
Wesentlichen mit Erziehungsschwierigkeiten/ Konfliktsituationen mit dem Sohn, den
die KlÃ¤gerin alleine erzieht, begrÃ¼ndet und eine gemeinsame
RehabiliationsmaÃ�nahme mit dem Kind zur StÃ¤rkung der Mutter-Sohn-Beziehung
gewÃ¼nscht. Eine solche (gemeinsame) RehabilitationsmaÃ�nahme mit dem Sohn
wird derzeit aber gar nicht mehr begehrt, zumal auch hier bislang keinerlei
ambulante Behandlung/ Therapie erfolgt ist.

Nicht zuletzt kam es seit Rehaantragstellung nach Angaben der KlÃ¤gerin zu keinen
lÃ¤ngeren ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten, was ganz erheblich gegen die GefÃ¤hrdung
der ErwerbsfÃ¤higkeit spricht. Lediglich drohende Krankheiten oder Behinderungen
werden von den gesetzlichen Leistungsvoraussetzungen nicht erfasst (im
Unterschied zur erheblichen GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit wegen
eingetretener Krankheit oder Behinderung nach Â§Â 10 Abs.Â 1 Nr.Â 2 lit.Â a)
SGBÂ VI). Denn â��Auswirkungenâ�� auf die ErwerbsfÃ¤higkeit i.S.d. Â§Â 9 Abs.Â 1
Nr.Â 1 SGBÂ VI kÃ¶nnen nur bereits eingetretene Krankheiten bzw. Behinderungen
haben (Luthe in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, 3. Aufl., Â§Â 9 SGB VI [Stand:
01.04.2021], Rn. 85).

Zu einem anderen Ergebnis fÃ¼hrt auch nicht, dass die KlÃ¤gerin sich wohl
erstmals nach dem durchgefÃ¼hrten ErÃ¶rterungstermin um einen Termin bei
einem Psychotherapeuten gekÃ¼mmert hat. Denn hieraus lÃ¤sst sich noch nicht
das Vorliegen einer erheblichen GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit ableiten.

Weiter bestehen auch keine AnsprÃ¼che auf Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation auÃ�erhalb des SGB VI, insbesondere auch nicht nach dem
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V).
Ein mÃ¶glicher Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation gemÃ¤Ã� 
Â§Â§Â 11 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 4, 27 Abs.Â 1 SatzÂ 2 Nr.Â 6, 40 Abs.Â 1 SGB V ist
bezÃ¼glich des â��wieâ�� der Leistungserbringung gemÃ¤Ã� Â§Â 40 Abs.Â 3
SatzÂ 1 SGB V in das pflichtgemÃ¤Ã�e Ermessen des Leistungserbringers gestellt.
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ZusÃ¤tzlich besteht ein StufenverhÃ¤ltnis der verschiedenen MaÃ�nahmen,
welches bereits aus dem Wirtschaftlichkeitsgebot des Â§Â 12 Abs.Â 1 SGB V
deutlich wird. GemÃ¤Ã� Â§Â 40 Abs.Â 1 SGBÂ V gilt: Reicht bei Versicherten eine
ambulante Krankenbehandlung nicht aus, erbringt die Krankenkasse aus
medizinischen GrÃ¼nden erforderliche ambulante Rehabilitationsleistungen in
Rehabilitationseinrichtungen. Reichen diese Leistungen gleichfalls nicht aus, kann
die Krankenkasse stationÃ¤re Rehabilitation mit Unterkunft und Verpflegung in
einer Rehabilitationseinrichtung erbringen (Â§Â 40 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGB V).
Demnach kommt eine stationÃ¤re Rehabilitation mit Unterkunft und Verpflegung in
einer Rehabilitationseinrichtung nur dann in Betracht, wenn weder eine ambulante
Krankenbehandlung noch eine ambulante Rehabilitation ausreichend sind (vgl. LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 24.01.2014Â â�� L 10 R 4402/13Â -, Rn. 22,
juris). Vorliegend ist nicht feststellbar, ob eine ambulante Behandlung vorliegend
ausreichend wÃ¤re. Denn eine solche ambulante Behandlung wurde bislang noch
nicht einmal durchgefÃ¼hrt. Allein der nun (mÃ¶glicherweise stattgefundene) erste
Termin bei einem Psychotherapeuten fÃ¼hrt zu keinem anderen Ergebnis, da sich
hieraus gerade nicht ergibt, dass eine ambulante Therapie nicht ausreichend ist,
zumal, wie bereits oben festgestellt, bislang keine (erheblichen) gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen auf diesem Fachgebiet bestanden haben.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass das
Begehren der KlÃ¤gerin in beiden Instanzen erfolglos geblieben ist.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. Â 

Â 

Erstellt am: 17.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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